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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Markus Plenk, Christoph Maier, Franz Berg-
müller, Andreas Winhart und Fraktion (AfD) 

Bericht der Staatsregierung zum Brennernordzulauf (Bahntrasse) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, zum nächstmöglichen Zeitpunkt den Abgeord-
neten des Landtags umfassend über die Planungen über den Brenner-Basistunnel-
Nordzulauf zwischen München und der Landesgrenze bei Kiefersfelden, insbesondere 
zu den Planungen in Stadt und Landkreis Rosenheim, zu berichten. 

Die Staatsregierung soll dabei darlegen, wie sie die Planungen und den Planungsstand 
bewertet, welche Art der Bürgerbeteiligung von Seiten der Staatsregierung vorgesehen 
ist und welche finanziellen Belastungen im Rahmen der Planung sowie der möglichen 
Umsetzung des Projekts auf den Freistaat Bayern zukommen. 

Ferner soll die Staatsregierung ihre Position darlegen, ob sie weiterhin an den zum 
Brenner-Nordzulauf getroffenen Staatsverträgen mit der Republik Italien sowie der Re-
publik Österreich festhält oder ob sie Möglichkeiten der Abänderung sieht. 

 

 

Begründung: 

Das Projekt Brenner-Basistunnel-Nordzulauf bewegt die Bürger in der Region nachhal-
tig. Die Bundesregierung sowie die Deutsche Bahn AG haben in den letzten Monaten 
die Planungsintensität erheblich gesteigert und forcieren eine schnelle zeitliche Lösung. 
Demonstrationen mit über 3.000 Teilnehmern bei winterlichen Temperaturen unter der 
Woche und Desinformation in der Bevölkerung tragen zu einem angespannten politi-
schen Klima im Raum Rosenheim bei. Landwirte, Jäger, Umweltschützer, Immobilien-
besitzer, Touristikunternehmer und viele andere betroffene Gruppen werden seit Wo-
chen hingehalten und bezweifeln die Notwendigkeit des Projekts. Daher wäre eine Klä-
rung überfällig, welche Position die Staatsregierung hierbei bezieht. 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Markus Plenk, Chris-
toph Maier, Franz Bergmüller, Andreas Winhart und Fraktion (AfD) 

Drs. 18/374 

Bericht der Staatsregierung zum Brenner-Nordzulauf (Bahntrasse) 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Dr. Wolfgang Heubisch 

VI. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring
Abg. Andreas Winhart
Abg. Dr. Markus Büchler
Abg. Klaus Stöttner
Abg. Franz Bergmüller
Abg. Hans Friedl
Abg. Diana Stachowitz
Abg. Martin Hagen
Staatsminister Dr. Hans Reichhart
Abg. Raimund Swoboda



Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Beratung der zum Plenum eingereichten Dringlichkeitsanträge

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Markus Plenk, 

Christoph Maier u. a. und Fraktion (AfD)

Bericht der Staatsregierung zum Brennernordzulauf (Bahntrasse) (Drs. 18/374) 

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 

Dr. Markus Büchler u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ausbau des Brenner-Nordzulaufs (Drs. 18/386) 

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Erster Redner ist Herr Kollege Andreas Win-

hart.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Winhart (AfD): Guten Morgen, Herr Präsident, geschätzte Kolleginnen und 

Kollegen! Mit Freude haben wir zur Kenntnis genommen, dass sich die Fraktion der 

GRÜNEN unserer Idee, dieses Thema zu bearbeiten, mit ihrem nachgezogenen 

Dringlichkeitsantrag heute Morgen angeschlossen hat. Ich möchte aber vorausschi-

cken, dass Ihr Antrag leider nicht so weit geht wie unserer und sich hauptsächlich um 

die Ökobelange in den Staatsverträgen kümmert. Das geht uns nicht weit genug.

Meine Damen und Herren, wir bitten heute um Zustimmung zu dem von uns vorgeleg-

ten Berichtsantrag. Es geht heute darum, ob die Staatsregierung Stellung nehmen soll 

zum Thema Brenner-Basistunnel-Nordzulauf. Das ist eigentlich eine Formalie, weil die 

Staatsregierung immer wieder betont, wie wichtig ihr das Thema Transparenz ist. Die 

Menschen in der Region Rosenheim verlangen nach klaren Worten, nach klaren Ant-

worten. Diese haben sie bisher weder im sogenannten Planungsdialog noch vonseiten 
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der Staatsregierung oder vonseiten des Bundes oder der Bahn erhalten. Am 21. Janu-

ar dieses Jahres, anlässlich des Besuches des CSU-Bundesverkehrsministers Scheu-

er, demonstrierten in Rosenheim über 3.000 Bürgerinnen und Bürger in einem Stern-

marsch. Darunter waren zahlreiche Landwirte mit ihren Traktoren. Gerade die 

Landwirtschaft ist von diesem unglaublichen Flächenverbrauch durch das Projekt 

Brenner-Nordzulauf betroffen. Der Rosenheimer Raum ist mittlerweile sehr dicht be-

siedelt. Jede Grünfläche ist für die Landwirtschaft kostbar. Selbstverständlich ist sie 

das aber auch für Flora und Fauna; insbesondere schützenswert sind die Filze, die 

Moorgebiete, die zahlreichen Seen um Rosenheim, die Wasserschutzgebiete, die Bio-

tope und die Waldgebiete.

Im Inntal wird es im wahrsten Sinne des Wortes besonders eng. An manchen Stellen 

ist die geografische Lage so, dass nur wenige Hundert Meter Talbreite zur Verfügung 

stehen. Zum Inn, dem Fluss, der auch für die Gewinnung regenerativer Energie ge-

nutzt und aufgestaut wird, kommt noch die Autobahn, dazu die Straßen, die Strom-

trassen und die bestehende Bahnstrecke. Künftig soll nun noch eine zwei- bis vierglei-

sige Zulaufstrecke zum Brenner dazukommen.

Dieses Projekt ist für den Tourismus in der Region Inntal der Todesstoß, das sollte 

jedem klar sein. Wir wollen aufgrund der massiven Eingriffe in den Lebensraum von 

Mensch, Tier und Natur in und um Rosenheim von der Staatsregierung wissen, von 

welchen Vorteilen aus Sicht der Staatsregierung die Bevölkerung im Raum Rosen-

heim profitiert, welche Kosten auf den Freistaat zukommen und vor allem, ob eine 

großräumige Neuplanung aus Sicht der Staatsregierung möglich ist, um den dicht be-

siedelten Raum Rosenheim zu umgehen.

Die Staatsverträge, werte Kolleginnen und Kollegen, und die Planungen gehen auf 

eine Entscheidungsgrundlage aus den 1980er-Jahren zurück. Sie stammen aus der 

Zeit des damals noch geteilten Europas. Die Verkehrsströme in Europa haben sich mit 

der wirtschaftlichen Anbindung der östlichen Staaten aber grundsätzlich und grundle-

gend verändert. Gutachten neueren Datums entbehren jeglicher substanzieller Grund-
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lage und beruhen auf Schätzungen und Prognosen. Meine Damen und Herren, das ist 

keine Basis für eine glaubhafte Notwendigkeit des Projektes. Noch dazu ist völlig un-

klar, inwieweit auf der südlichen Seite das italienisch verwaltete Südtirol überhaupt in 

absehbarer Zeit Zulauftrassen liefern kann. Über 150.000 Menschen in der Region mit 

potenzieller Sicht- und Lärmbelästigung entlang der Planungstrasse befürchten: Hier 

wird unsere Heimat zerstört. Vor uns erstreckt sich dann der Brenner-Nordzulauf. – 

Ein europäischer Fernverkehrstraum oder eher ein Albtraum aus Beton, Stahl und 

Lärmschutzwänden? – Viele Rosenheimer befürchten, nach "Stuttgart 21" droht nun 

ein "Inntal 21". Daher bitten wir die Fraktionen dieses Hauses, unserem Berichtsantrag 

zuzustimmen, um wenigstens zu erfahren, welchen politischen Kurs die Staatsregie-

rung in dieser Frage nehmen will. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nächster Redner ist Herr Kollege Dr.  Mar-

kus Büchler vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Herr Abgeordneter, Sie haben das 

Wort.

Dr. Markus Büchler (GRÜNE): Sehr verehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-

ren! Wir haben uns dem AfD-Antrag mitnichten angeschlossen, sondern ganz im Ge-

genteil, wir empfehlen Ihnen, den AfD-Antrag abzulehnen. Der Grund ist, dass die Fra-

gen, die Sie stellen, im Wesentlichen bereits im Internet behandelt sind. Ich empfehle 

Ihnen auch eine Internetseite dazu, nämlich: brennernordzulauf.eu. Man beachte 

".eu". Vielleicht konnte das bei Ihnen nicht angezeigt werden, denn vielleicht müssten 

Sie erst den Anti-Europa-Filter an Ihrem Computer deaktivieren.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Interessant sind vielmehr andere Fragen. Interessant sind Fragen, die wir in unserem 

Berichtsantrag stellen, nämlich: Wie kann es dazu kommen, dass 3.000 wütende 

Leute vor dem Landratsamt in Rosenheim protestieren wegen einer Baumaßnahme, 

die in Tirol, an derselben Linie, schon fertiggestellt ist? Dort hat niemand vor der örtli-
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chen Bezirkshauptmannschaft protestiert. Stattdessen ist das Ganze im allgemeinen 

Einvernehmen durchgeführt und fertiggebaut worden. Was hat Österreich anders ge-

macht, als es hier bei uns in Deutschland gemacht wird? – Österreich hat von Anfang 

an einen klaren Plan für eine Verkehrsverlagerung vorgelegt, um die Lastwagen von 

der Autobahn herunterzubekommen und auf die Schiene zu verlagern.Das hat allge-

meinen Zuspruch gefunden. Auf der Basis dieses Konsenses ist in Österreich eine 

breite Bürgerbeteiligung erfolgt. Man hat den Leuten maximalen Lärmschutz sowie zu-

sätzliche Maßnahmen über den gesetzlichen Mindeststandard hinaus versprochen 

und dieses Versprechen auch gehalten. Es wurde ein maximaler Landschafts- und 

Naturschutz durch Tunnelbauwerke gewährleistet. In Tirol hat man sich im mittleren 

Inntal einen Tunnel mit einer Länge von 30 km geleistet. Das ist genauso lang wie die 

Strecke von Kiefersfelden nach Rosenheim.

Deshalb wollen wir klare Informationen, bevor rechte Aufwiegler die Leute vor Ort auf-

hetzen und die Situation ausnutzen. Deswegen fordern wir mit unserem Berichtsan-

trag: Schaffen Sie Klarheit, wohin Sie mit dieser Ausbaustrecke wollen, bevor die 

Leute auf die Barrikaden gehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Das Wort hat Herr Kollege Klaus Stöttner 

von der CSU.

Klaus Stöttner (CSU): (Beitrag nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr Vizepräsident, 

meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Im Land-

kreis Rosenheim sind Herr Kollege Lederer und ich daheim. Über das Thema Brenner-

Zulauf reden wir nicht erst seit heute. Wir beschäftigen uns sicherlich schon seit den 

Neunzigerjahren mit diesem Thema. Gestern habe ich gehört, dass die Kollegen von 

der AfD und den GRÜNEN Dringlichkeitsanträge eingebracht haben, weil sie einen 

Bericht von der Staatsregierung fordern. Der Herr Kollege von den GRÜNEN hat 

Protokollauszug
10. Plenum, 21.02.2019 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 4

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000342.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000297.html


schon zu Recht gesagt, dass bereits alles dokumentiert ist. Dazu gibt es auch Proto-

kolle. Deshalb ist fraglich, wie hoch die Dringlichkeit ist.

Meine Damen und Herren, beim Brenner-Zulauf handelt es sich um eine Strecke im 

Transeuropäischen Netz – TEN –, das von Paris bis nach Ungarn und von Berlin bis 

nach Palermo reicht. Diese europäische Strecke macht den lokal Betroffenen wie den 

Rosenheimern keinen Spaß. Dort wird gefragt: Was haben die Rosenheimer von die-

ser Strecke? – Auf diese Frage kann man keine logische und vernünftige Antwort 

geben. Wir als Rosenheimer wollen das Beste für unsere Leute. Wir wollen, dass sich 

unsere Landschaft vernünftig weiterentwickeln kann. Wir dürfen uns jedoch in der Poli-

tik nicht davor verschließen, über Entwicklungen zu reden, die auf uns zukommen. 

Seinerzeit hat unser Landesvater Franz Josef Strauß Entscheidungen getroffen, die 

für das Land langfristig wichtig waren. Wir müssen uns überlegen: Wollen wir mitreden 

oder wollen wir nicht mitreden?

Deshalb müssen wir uns die Fragen stellen: Was sind die wichtigen Planungen? Wo 

geht es hin? Wie ist es verträglich? Darum müssen wir uns kümmern. Wir als Rosen-

heimer und Mitglieder des Bayerischen Landtags sind im Grunde gar nicht zuständig, 

weil es sich um eine Bundesangelegenheit handelt. Der Bund muss sich zu diesem 

Thema äußern und sich darum kümmern. Die Bürgermeister, der Landrat und wir als 

Abgeordnete sind ebenfalls betroffen. Das ist gar keine Frage. Wir kümmern uns 

darum, weil die Leute auf uns zukommen. Wir nehmen ihre Anliegen sehr ernst.

Wer eine Autobahn vor der Türe hat, dem gefällt das nicht. Wer eine Bahnstrecke vor 

der Türe hat, dem gefällt das auch nicht. Unser Bundesverkehrsminister sagt, der Gü-

terverkehr auf der Bestandstrasse sei dermaßen laut, dass es die Leute nicht aushal-

ten, dort zu leben. Deshalb hat er ein Gesetz zum Lärmschutz auf den Weg gebracht, 

wonach bei einer schlechten Zug- bzw. Lokqualität die Trassenpreise erhöht werden. 

Er hat außergewöhnliche Maßnahmen zur Verbesserung des Lärmschutzes in der Re-

gion ergriffen und mit vielen Millionen Euro hinterlegt.
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Aber ich sage Ihnen: Wir müssen uns als Freistaat Bayern darum kümmern, mehr 

Geld zu bekommen, um einen vernünftigen Lärmschutz auf der Bestandstrasse zu ge-

währleisten. Wir müssen uns darum kümmern, dass die Planungen die Menschen 

langfristig am wenigsten berühren. Ich sehe viele Landwirte in diesem Hohen Haus. 

Wir müssen bei Baumaßnahmen darauf schauen, dass die Agrarflächen nicht in der 

Region ausgeglichen werden. Die Ausgleichsflächen sollten finanziell ausgeglichen 

werden. Sie sollten außerhalb der Region ausgeglichen werden, weil es sich um ein 

europäisches Projekt und nicht um ein Rosenheimer Projekt handelt.

Deshalb haben mich die Dringlichkeitsanträge, mit denen ein Statement des Freistaats 

Bayern gefordert wird, überrascht. Liebe Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN 

und der AfD, eure Fraktionen sind jeweils im Bundestag vertreten. Die Fragen sollten 

dort gestellt werden, wo auch die Entscheidungen getroffen werden. Dazu zählt auch 

die Frage, was mit den alten Transittrassen, die über Österreich und die Schweiz füh-

ren, passiert. Wahrscheinlich werden sich auch die Kreistage und die Gemeinderäte 

mit diesen Fragen beschäftigen. Jedoch sollten die Fragen dort gestellt werden, wo 

auch die Entscheidungen getroffen werden.

Wir gehen mit diesem wichtigen und großen Thema sehr verantwortungsvoll um. Wir 

wollen die Entscheidung über die Trasse so lange wie möglich hinauszögern. Wenn 

die Trasse jedoch kommt, möchten wir als Rosenheimer, als Bürgermeister und als 

Abgeordnete mitreden, um die verträglichste Lösung zu finden. Wir glauben, dass die 

Zukunft abhängig von der wirtschaftlichen Entwicklung ist. Sollte die wirtschaftliche 

Entwicklung die Trasse notwendig machen, möchten wir mitreden.

Aus unserer Sicht handelt es sich bei den Dringlichkeitsanträgen um Schaufensteran-

träge, die nur Stimmung machen. Ihr seid nicht in Rosenheim und diskutiert mit 

3.000 Leuten. Ihr hockt hier und macht Stimmung, um die Leute weiter zu beunruhi-

gen. Das Land und die Politik stehen in der Gesamtverantwortung, die Verkehrsinfra-

struktur zu stärken.
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(Zurufe von der AfD)

Wir leben von vernünftigen Infrastrukturmaßnahmen. Bayern ist stark, weil es eine 

gute Infrastruktur hat. Wenn wir diese Infrastruktur brauchen, müssen wir gemeinsame 

Lösungen finden. Wir sollten nicht sagen: Das ist Teufelszeug, das brauchen wir bei 

uns nicht, das sollen die Schweizer oder die Österreicher entscheiden.

Wir sind nicht für die Berichte zuständig. Sie können jedoch gerne eine Schriftliche 

Anfrage an die Staatsregierung stellen. Für uns ist es nicht der richtige Weg, diese 

Dringlichkeitsanträge im Plenum einzubringen. Im Hinblick auf die Dringlichkeitsanträ-

ge verweisen wir auf die Zuständigkeit des Bundes.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

– Es gibt Zwischenbemerkungen.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Kollege Bergmüller hat sich zu einer 

Zwischenbemerkung gemeldet. Herr Bergmüller, Sie haben das Wort.

Franz Bergmüller (AfD): Sehr verehrter Kollege Klaus Stöttner, wir waren sehr wohl 

vor Ort. Die örtlichen AfD-Abgeordneten waren sowohl bei der Demonstration als auch 

bei zahlreichen Bürgergesprächen. Wir weisen den Vorwurf zurück, wir würden uns 

um diese Sache nicht kümmern und nur gescheit daherreden.

Bei Dringlichkeitsanträgen geht es nicht um die Dringlichkeit; das wissen doch alle im 

Hause. Es geht um die aktuelle politische Auseinandersetzung. Im Koalitionsvertrag 

geht es um Lärmschutz. Ich stelle Ihnen als Abgeordneten aus Rosenheim die Kern-

frage der Bürger: Wie machen wir es mit dem Lärmschutz? Geht es um Neubaustan-

dards bei der Bestandsstrecke? Oder geht es um die bisher in den Raum gestellte Er-

tüchtigung? Das war die Kernfrage der Bürger draußen vor Ort. Meines Erachtens 

stehen Sie als Abgeordneter und Vertreter der CSU-Fraktion im Wort und müssen 

Stellung beziehen. Setzen Sie sich für den Neubaustandard bei der Bestandsstrecke 
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ein? Oder setzen Sie sich für die Ertüchtigung im Rahmen dessen, was die Bahn an-

bietet, ein?

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Stöttner, bitte.

Klaus Stöttner (CSU): (Beitrag nicht autorisiert) Herr Kollege Bergmüller, wenn Sie 

die Zeitungsberichte und die Protokolle der Dialogforen gelesen haben, wissen Sie, 

dass ein zweiteiliges Verfahren in der Diskussion steht. Dafür sind auch Gelder zur 

Verfügung gestellt worden. Der Lärmschutz an der Bestandstrasse soll verbessert 

werden. Die Grobplanung der Neubautrassen und die Trassenfindung werden in 

einem zweiten Verfahren behandelt.

(Zuruf des Abgeordneten Franz Bergmüller (AfD))

Wir setzen uns massiv für die Verbesserung des Lärmschutzes ein. Unsere Bundes-

tagsabgeordneten aus der Region haben bereits viel bewirkt. Das ist ein ganz klares 

Signal für die Bestandstrassen. Solange es machbar ist, wird vieles auf der Alttrasse 

abgewickelt werden. Wir setzen uns selbstverständlich nicht für eine Neutrasse ein. 

Wir sagen: Wenn die Trasse notwendig ist, wollen wir zum Wohle unserer Bürger mit-

reden. Priorität hat die Verbesserung des Lärmschutzes an der Bestandstrasse. Die 

aktuelle Situation der Betroffenen muss sich verbessern.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke, Herr Stöttner. Sie dürfen wieder zu 

Ihrem Platz zurückkehren. – Nächste Wortmeldung: Hans Friedl von der Fraktion der 

FREIEN WÄHLER.

Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, verehrte Kollegin-

nen und Kollegen, verehrte Zuhörer! Wir haben gerade gehört, dass es sich hier um 

eine Bundesangelegenheit handelt. Darüber kann das Staatsministerium keine Aus-

kunft geben. Ich möchte trotzdem ein paar Punkte dazu sagen. Unbestritten ist sicher-

lich, dass der Güterverkehr von der Straße auf die Schiene gebracht werden muss. 
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Das Ziel künftiger Verkehrspolitik sollte es sein, auch in der Zukunft den gestiegenen 

Transportbedarf umweltverträglich und sicher zu bedienen.

Das Projekt Brenner-Basistunnel ist schon sehr lange ein Thema. Unter dem FDP-Ver-

kehrsminister Martin Zeil ist es im Dornröschenschlaf versunken. Dass der Brenner-

Basistunnel mit seinen Zuläufen im Norden bei der Bevölkerung ein Thema ist, kann 

man an der Zahl der Teilnehmer an Informationsveranstaltungen und Demonstrationen 

sehen. An der Informationsveranstaltung, die im vergangenen Monat durchgeführt 

wurde, nahmen über tausend Menschen teil. Dieses Thema bewegt die Menschen 

draußen.

Verschiedenste Stellen jonglieren mit Zahlen: wenige Züge gestern, viele Züge heute. 

Heute reicht die bestehende Trasse aus; sie muss nur ertüchtigt werden? Morgen ist 

schon von einer zusätzlichen Trasse die Rede. Lärmschutz, ja oder nein? Wenn ja, 

wie wird er umgesetzt? Reicht die technische Lärmreduktion bei den Güterwaggons 

und dem Bremssystem, oder müssen – in Anführungszeichen – "nur" Lärmschutzwän-

de errichtet werden? Eine frühe Bürgerbeteiligung wurde bei diesem Thema versäumt. 

Verpasste Chancen lassen sich meist nur schwer wiederherstellen. Die Menschen vor 

Ort sind sehr stark verunsichert. Dies treibt den Unmut.

Wir FREIEN WÄHLER sind nicht gegen den Meinungsaustausch und die intensive 

Diskussion über solche Projekte. Aber sich immer wieder ändernde Informationen füh-

ren unweigerlich in eine Sackgasse. Die Informationen, die uns vom Bundesministeri-

um geliefert werden müssen, eröffnen uns Chancen, mit allen Beteiligten und Betroffe-

nen ins Gespräch zu kommen. Ich muss aber noch einmal sagen: Dafür ist nicht die 

Staatsregierung zuständig. Das ist eine Bundesangelegenheit.

Wir haben die Chance, mit dem Bundesministerium vielleicht doch noch den Brenner-

Nordzulauf zeit- und bedarfsgerecht fertigzustellen. Jetzt geht es um einen Restart mit 

konsequenter Bürgerbeteiligung. Hier sollte die Bayerische Staatsregierung ansetzen. 

Wir sollten die Planung begleiten, wobei eine maximale Anwohnerfreundlichkeit ge-
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währleistet werden sollte, wie das CSU und FREIE WÄHLER in ihrem Koalitionsver-

trag formuliert haben. Wir dürfen die Anwohner entlang der Zulaufstrecke nicht 

schlechterstellen als die Anwohner im benachbarten Tirol.

Ein kleiner Hinweis an die Damen und Herren von der AfD: Wie soll eine Bayerische 

Staatsregierung erklären, ob sie an Verträgen festhält, die der Bund geschlossen hat? 

Wir FREIEN WÄHLER werden sowohl den Dringlichkeitsantrag der AfD als auch den 

nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der GRÜNEN ablehnen. – Vielen Dank für die 

Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke schön. – Die nächste Rednerin ist 

Frau Kollegin Diana Stachowitz von der SPD-Fraktion.

Diana Stachowitz (SPD): (Beitrag nicht autorisiert) Herr Präsident, Kolleginnen und 

Kollegen! An diesem Tagesordnungspunkt sehen wir heute wieder einmal ganz deut-

lich: Die Demokratie ist ein Geschäft, bei dem man Kompromisse für das Beste für die 

Natur, für das Beste für den Verkehr und für das Beste für die Menschen finden muss. 

Dazu müssen wir miteinander reden. Was wir überhaupt nicht gebrauchen können: 

dass wieder Angst geschürt wird, dass wieder so getan wird, als ob etwas im gehei-

men Kämmerlein gemacht wird. Deshalb kann ich gleich ankündigen: Wir werden dem 

Dringlichkeitsantrag der AfD nicht zustimmen. Wir sind für dieses Europa-Projekt, weil 

es sehr viele Vorteile für die Menschen in unserem Land und in Europa bringen wird. 

Es führt zu besserer Luft, weil der Güterverkehr endlich auf die Schiene gebracht wer-

den kann.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden mehr Mobilität auf die Schiene bringen. Das ist sowohl für die Menschen 

als auch für die Natur gut. Wir werden genau hinschauen, was für die Landschaft 

getan werden muss und was die Menschen brauchen. Ich komme nicht aus Rosen-

Protokollauszug
10. Plenum, 21.02.2019 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 10

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000342.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000327.html


heim, sondern aus München. Dennoch sage ich: Die Menschen müssen unbedingt vor 

dem Verkehrslärm geschützt werden. Das muss eine der Prioritäten sein. Lieber Herr 

Kollege Stöttner von der CSU und lieber Herr Kollege Friedl von den FREIEN WÄH-

LERN, dieses Thema dürfen wir nicht auf die Bundesebene abschieben. Wir stehen 

hier mit in der Verantwortung. Dieses Thema gehört in den Bayerischen Landtag. Wir 

müssen bei diesem Thema über das Mindestmaß hinausgehen. Hier ist der Freistaat 

Bayern gefordert. Diese Trasse verläuft durch unsere "Herzlandschaft", das Inntal. 

Sollten wir als Bayern darauf keine Antworten geben, könnte ich nur sagen: Das ist 

sehr schade.

(Beifall bei der SPD)

Die CSU hätte bei diesem Thema schon längst tatkräftig zupacken können. Wir haben 

nämlich seit zehn Jahren im Bund ein CSU-geführtes Verkehrsministerium. Obwohl wir 

Bayern immer an der Spitze sein wollen, hängen wir bei diesem Thema unseren euro-

päischen Nachbarn hinterher. Das können wir doch nicht zulassen. Ich hätte erwartet, 

dass Bayern bei diesem Projekt voranschreitet und vor seinen europäischen Nach-

barn ist. Sie haben das verpasst. Die Menschen haben das gemerkt. Deshalb gilt es 

jetzt, ganz schnell ein Verkehrskonzept vorzustellen und die Leute über die Verlades-

tationen und die Güterterminals zu informieren. Sie müssen den Leuten sagen: Wir 

haben den Überblick.

Wir werden deshalb dem Dringlichkeitsantrag der GRÜNEN zustimmen. Er enthält die 

wichtigen Aspekte. – Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Der nächste Redner ist Herr Kollege Martin 

Hagen von der FDP-Fraktion.

Martin Hagen (FDP): (Beitrag nicht autorisiert) Herr Präsident, meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Der Brenner-Basistunnel ist ein absolutes Jahrhundertprojekt. Er 
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wird die längste unterirdische Bahnstrecke der Welt. Die Planungen haben vor 30 Jah-

ren begonnen. Die Machbarkeitsstudie datiert vom Jahr 1989. Damals bin ich in die 

zweite Klasse gekommen. Inzwischen ist bereits die Hälfte der Strecke aufgebrochen.

Meine Damen und Herren, wer glaubt, dieses Projekt jetzt stoppen oder es, zumindest 

auf deutscher Seite, ausbremsen zu können, ist auf dem Holzweg, der ist nicht ehrlich 

mit sich selbst und nicht ehrlich mit der Bevölkerung, sondern er betreibt nur Populis-

mus.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Österreich und Italien haben in Sachen Brenner-Basistunnel ihre Hausaufgaben ge-

macht. Deutschland hinkt leider hinterher. 2026 wird der Brenner-Basistunnel einge-

weiht. In Deutschland werden wir den Nordzulauf frühestens 2038 fertiggestellt haben. 

Verantwortlich dafür ist die CSU, die seit zehn Jahren das Verkehrsministerium in Ber-

lin führt. Fakt ist, dass das Verkehrsaufkommen steigt. Unbestritten ist außerdem, 

dass gerade das Güterverkehrsaufkommen in den kommenden Jahren weiter steigen 

wird. Es ist weitgehend auch Konsens, dass wir eine Verlagerung des Verkehrs, insbe-

sondere des Güterverkehrs, von der Straße auf die Schiene brauchen. Das sehen 

auch die Leute so, die entlang der Inntal-Autobahn jeden Tag die Lkw-Massen erle-

ben.

Deswegen brauchen wir einen gut ausgebauten Brenner-Nordzulauf. Meine Damen 

und Herren, ich sage das als Rosenheimer Abgeordneter, der sich bewusst darüber 

ist, dass das Projekt im Stimmkreis sehr kritisch und kontrovers gesehen wird. Ich 

sage aber auch: Dieses Projekt kann nur im Dialog mit der ansässigen Bevölkerung 

umgesetzt werden. Es kann nur mit den höchsten Standards in puncto Schallschutz 

und in puncto Naturschutz umgesetzt werden.

Meine Damen und Herren, es geht um unsere Heimat. Wer einmal im Inntal war und 

das Inntal kennt, dieses wunderschöne Stückchen Erde, der versteht die Anwohner 

und weiß, warum es bei diesem Thema so viele Emotionen gibt, der versteht auch den 
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Protest; denn den Menschen geht es darum, ihre Heimat zu bewahren. Die FDP wird 

deshalb dem Dringlichkeitsantrag der GRÜNEN zustimmen.

Die Regierung muss ein Konzept aufzeigen, wie der Schutz der Natur und der Schutz 

der Anwohner sichergestellt werden können. Das Land Tirol hat es geschafft, dass 

dort 80 % der Strecke unterirdisch verlaufen. Warum sollen wir nicht schaffen, was 

Tirol schafft?

Meine Damen und Herren, die Regierung muss auch ein Konzept dafür vorlegen, wie 

es tatsächlich gelingt, mehr Verkehr von der Straße auf die Schiene zu verlagern; 

denn in einem haben die Gegner dieses Projekts recht: Es bringt nichts, neue Trassen 

durch das Inntal zu bauen, wenn es dann nicht gelingt, dass der Güterverkehr tatsäch-

lich auf die Schiene kommt. Deswegen müssen wir es schaffen, dass beispielsweise 

die Verladebahnhöfe sichergestellt werden. Der Antrag der GRÜNEN sieht das vor, 

und deshalb stimmen wir ihm zu.

Ablehnen werden wir den Antrag der AfD, meine Damen und Herren. Wenn nahege-

legt wird, Bayern oder Deutschland könnten Verträge mit Österreich oder Italien, die 

seit Jahrzehnten gelten, infrage stellen, wird damit den Menschen Sand in die Augen 

gestreut. Pacta sunt servanda. Wir werden den Brenner-Basistunnel nicht stoppen, wir 

wollen ihn nicht stoppen, er ist ein wichtiges Projekt. Deswegen lehnen wir den Antrag 

der AfD ab.

(Beifall bei der FDP)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Hagen, bitte bleiben Sie am Pult. – Zu 

einer Zwischenbemerkung hat sich Herr Winhart von der AfD gemeldet.

Andreas Winhart (AfD): Werter Herr Hagen, Sie sind Rosenheimer Abgeordneter. Ich 

glaube, Ihr Wohnort liegt nicht im Landkreis Rosenheim und auch nicht in der Stadt 

Rosenheim, aber das nur nebenbei. Sie haben sich gerade dafür ausgesprochen bzw. 

wortwörtlich gesagt, Sie würden diesen Tunnel und den Brenner-Zulauf wollen, koste 
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es, was es wolle, egal, was die Staatsregierung berichtet. Dann braucht es auch kei-

nen Bericht mehr.

Seien Sie doch einmal ehrlich: Haben Sie sich unseren Antrag überhaupt einmal 

durchgelesen? Auch darin geht es um einen Bericht. Wir diskutieren hier nicht dar-

über, was wir davon halten, ob wir den Tunnel wollen oder ob wir keinen Tunnel wol-

len, ob wir den Zulauf insgesamt wollen oder nicht wollen. Wir diskutieren hier über 

einen Bericht der Staatsregierung. Ist Ihnen das bekannt? Haben Sie sich unseren An-

trag angesehen?

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Hagen, bitte schön.

Martin Hagen (FDP): (Beitrag nicht autorisiert) Ich pflege Anträge, zu denen ich spre-

che, zu lesen, Herr Winhart. Ich weiß nicht, ob das bei Ihnen in der Fraktion üblich ist. 

Wenn Sie mir zugehört hätten, dann hätten Sie auch verstanden, dass es nicht darum 

geht, etwas zu bauen, koste es, was es wolle, sondern darum, das zu bauen, was not-

wendig ist.

Herr Winhart, ich weiß doch, was die AfD in Rosenheim macht. Sie versuchen dort, 

auf einer populistischen Welle zu reiten. Sie versuchen dort, den Protest von Men-

schen, die als Anwohner berechtigte Befürchtungen haben, für Ihre Partei zu nutzen. 

Sie werden damit nicht durchkommen, ganz einfach, und dieses Parlament lässt Ihnen 

das auch nicht durchgehen.

(Beifall bei der FDP, den GRÜNEN, den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Staatsmi-

nister Dr. Hans Reichhart. – Bitte schön, Herr Minister.

Staatsminister Dr. Hans Reichhart (Wohnen, Bau und Verkehr): Sehr geehrter Herr 

Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Planungen zum Brenner-Basiszulauf 

gehören zu den anspruchsvollsten Planungen der verschiedenen Neubauprojekte, die 

wir im gesamten bundesdeutschen Kontext haben. Sie sind deswegen so anspruchs-
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voll, weil der Bedarf zum Teil infrage steht, weil naturschutzfachliche Belange infrage 

stehen, weil eine baupraktische Ausführung infrage steht, aber insbesondere auch 

deswegen – und das ist, glaube ich, uns und den Kolleginnen und Kollegen von der 

CSU und den FREIEN WÄHLERN vor Ort sehr wichtig –, weil sie im Einvernehmen 

und vor allem im Gespräch mit den Betroffenen vor Ort erfolgen soll.

Der Ausbau wurde vom Bund in Auftrag gegeben; die Planung erfolgt durch die Deut-

sche Bahn. Zunächst muss man eines hier klarstellen: Es ist der Bund, es ist die DB 

Netz, die am Schluss die Entscheidungen treffen. Nicht der Freistaat Bayern hat die 

Entscheidungshoheit. Anders als bei unseren Straßen, anders als bei unseren Projek-

ten hat hier der Bund den Hut auf und insoweit das letztentscheidende Wort.

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist wichtig, alle Betroffenen vor Ort 

unter einen Hut zu bringen: die Landwirtschaft, die Orte, die Bürgermeister, die Kom-

munalpolitik, die Region, die Wirtschaftsverbände, die Naturschützer – alle, die poten-

ziell davon betroffen sind. Ich glaube, ganz wichtig ist, den Weg zu gehen, der in der 

Region in den letzten Jahren auch schon eingeschlagen wurde. Zunächst wurde ge-

sagt, es sei wichtig, jetzt sofort eine Verbesserung zu erreichen. Unabhängig davon, 

ob die Neubautrasse kommt oder ob sie nicht kommt, ob der Bedarf feststeht, ob 

diese Trasse dann wirklich zur Ausführung kommt, ist es wichtig, jetzt für die Men-

schen vor Ort etwas zu schaffen, etwas zu gewährleisten.

Deswegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, trifft es nicht zu, dass wir uns in 

Bayern nur zurücklehnen und sagen: Wir mischen uns dort nicht ein. – Nein, wir brin-

gen uns aktiv in diesen Prozess ein. Die Kollegen vor Ort bringen sich aktiv in den 

Prozess ein. Ich war selber vor Ort und habe mitgesprochen.

Wir bringen uns vor allem auf Drängen der Kollegen vor Ort und mit tatkräftiger Unter-

stützung auch dahingehend aktiv ein, dass wir ebenso die Bestandsstrecke verbes-

sern wollen. Der Freistaat Bayern investiert über zwei Millionen Euro in den Lärm-

schutz an der Bestandsstrecke, damit jetzt ein Mehrwert entsteht und nicht erst in 
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zehn, zwanzig oder dreißig Jahren, wenn wir wissen, was mit der Bestandsstrecke 

und mit dem Neubau passiert. Wichtig ist, jetzt eine Verbesserung zu gewährleisten. 

Ich denke, das ist auch der Punkt, der uns allen wichtig ist und bei dem ich auch den 

Kollegen sehr dankbar dafür bin, dass sie sich bereit erklärt haben, hier Fürsprecher 

der Region zu sein.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei Großprojekten ist es selbstverständlich, 

dass ein Beteiligungsverfahren stattfindet. In das Beteiligungsverfahren sind die Kom-

munen vor Ort eingebunden, und in Dialogverfahren sind viele Interessensgruppen 

eingebunden. Selbstverständlich hätten wir uns, hätte ich mir gewünscht, dass das 

Beteiligungsverfahren vor Ort vielleicht etwas besser oder ein wenig anders läuft und 

das eine oder andere dann auch so erfolgt, dass man wirklich sagen kann: Ja, es wird 

ein Konsens gesucht, und es prallen nicht verschiedene Meinungen aufeinander.

Wie gesagt: Wir haben dieses Beteiligungsverfahren, das die DB führt, leider nicht 

selbst in der Hand. Wir können in dem Beteiligungsverfahren mitwirken und die Inte-

ressen Bayerns und unserer Bürgerinnen und Bürger einbringen, nämlich Lärmschutz, 

ein möglichst geringer Flächenverbrauch und eine möglichst weitgehende Vertunne-

lung des Vorhabens. Ich denke, diesen Weg sollten wir weiter beschreiten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eines muss uns, glaube ich, alle einen: Bis 

eine Entscheidung über die Neubautrasse getroffen wird, bis darüber entschieden 

wird, ob diese Trasse kommt und wo sie dann kommt, muss mit Hochdruck eine digi-

tale Ertüchtigung der bestehenden zweigleisigen Trasse erfolgen. Das hat jetzt obers-

te Priorität, damit wir dort mehr Verkehr auf die Schiene und gleichzeitig mehr Lärm-

schutz bekommen. Deswegen werden wir diesen Weg auch weiterhin so begleiten 

und den Bund auffordern, nach unseren Vorgaben, nach unseren Maßgaben zu han-

deln.

Am Schluss steht aber der Bund in der Letztverantwortung, und deswegen, meine 

sehr geehrten Damen und Herren, bitte ich Sie, dementsprechend die Fragen an den 
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Bund zu richten. Die Parteien, denen Sie angehören, sind im Deutschen Bundestag 

vertreten. Deswegen begrüße ich auch, dass die Fraktionen sich für die Ablehnung 

der Anträge entschieden haben.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Minister, bitte bleiben Sie noch am 

Rednerpult. Es gibt zwei Zwischenbemerkungen. Zu einer Zwischenbemerkung hat 

sich der Herr Abgeordnete Swoboda gemeldet. – Bitte sehr, Herr Swoboda.

Raimund Swoboda (AfD): Sehr geehrter Herr Dr. Reichhart, was Sie uns hier gesagt 

haben, war nicht sehr aufschlussreich. Ich möchte Ihnen deshalb mit einer Frage oder 

mit ein paar Hinweisen etwas nahebringen, was für die CSU vielleicht doch überle-

genswert wäre.

Vor eineinhalb Jahren habe ich eine Rede des Ministerpräsidenten und jetzigen CSU-

Vorsitzenden Herrn Dr. Söder gehört. Darin hat er gesagt und Ihnen allen ins Stamm-

buch geschrieben: Wir müssen uns wieder mehr um die Einheimischen und deren 

Sorgen und Belange kümmern. – Herr Dr. Reichhart, jetzt haben Sie eine Fülle von 

Einheimischen an dieser Nordtrasse zum Brenner-Basistunnel. Kümmern Sie sich 

doch bitte um die Sorgen dieser Bürger!

Wir fordern nur einen Bericht. Wir spielen Ihnen quasi einen Ball zu, wie Sie den Bür-

gern etwas Konkretes und nicht so etwas Abstraktes wie "Der Bund hat den Hut auf" 

und "Wir sind nicht zuständig" sagen können, wie es heute einige Redner getan 

haben. Sagen Sie dem Bürger zusammengefasst, das sind die Möglichkeiten, und die 

möchten wir unterstützen, wir möchten auch mit dem Bund ernsthaft darüber verhan-

deln, dass das kommt – einen Gedanken haben Sie beispielhaft genannt –, und dann 

ist das doch gut.

Wieso lehnt man einen solchen, eigentlich hervorragenden Antrag, der für Sie ein 

Steilpass ist, um in die Nähe der Einheimischen zu kommen, so prüde ab? Ist das 
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wirklich politische Eifersucht oder die Angst vor der AfD im Parlament? Es wäre schön, 

wenn Sie mir eine konkrete Antwort geben würden und damit auch den Bürgern, den 

Einheimischen vor Ort, die betroffen sind.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Minister, Sie haben das Wort.

Staatsminister Dr. Hans Reichhart (Wohnen, Bau und Verkehr): Lieber Herr Swobo-

da, zunächst einmal: Ich war in meiner, glaube ich, dritten Woche im Amt im Landkreis 

Rosenheim und habe dort mit den Menschen gesprochen. Wir haben uns intensiv 

ausgetauscht und auch intensiv darüber gesprochen: Was ist nötig? Was ist wichtig? 

Wie können auch wir uns einbringen? Wie kann man sich im Raumordnungsverfahren 

und wie kann man sich in weiteren Belangen einbringen?

Wenn Sie den Koalitionsvertrag der FREIEN WÄHLER und der CSU gelesen hätten, 

dann wüssten Sie, dass darin sehr wohl auch zu diesem Projekt Stellung genommen 

wird, dass unsere Erwartungen an dieses Projekt darin sehr klar formuliert sind, wir 

das Projekt nur mit der Region und nicht gegen die Region wollen, dass möglichst 

schonend mit den Ressourcen umgegangen wird und dass auch die Lärmthematik 

und alles, was damit einhergeht, sehr stark in den Vordergrund gerückt wird.

Sie können uns und mir eines abnehmen: Wir werden diese Interessen, die wir zu Be-

ginn dieser Koalition niedergelegt haben, definitiv immer wieder in den Prozess ein-

bringen und diesen mit den uns zur Verfügung stehenden Mitteln aktiv begleiten. Des-

wegen bin ich auch froh – und wir drängen auch darauf –, dass die Bahn dort endlich 

Klarheit schafft. Möglichst viele Trassen – dieses Thema hat vielleicht für Verunsiche-

rung gesorgt – sollen endlich rausfallen. Man soll Klarheit darüber schaffen, wie der 

Bedarf tatsächlich aussieht, aber auch weiter in die Bestandstrasse investieren.

Sie können mir abnehmen: Ich habe viele, auch persönliche Freunde vor Ort, mit 

denen ich regelmäßig telefoniere und mit denen ich spreche. Ich bin vor Ort. Ich bin, 
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glaube ich, wahrscheinlich öfter in der Gegend von Rosenheim als Sie. Wir nehmen 

die Sorgen sehr, sehr ernst und kümmern uns sehr, sehr intensiv um dieses Projekt.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke schön. – Es gibt eine zweite Zwi-

schenbemerkung; zu dieser hat sich Kollege Dr. Markus Büchler gemeldet. Herr Büch-

ler, bitte schön.

Dr. Markus Büchler (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Staatsminister, Sie haben vorhin 

als Interimslösung bis zum Bau einer etwaigen Neubaustrecke vorgeschlagen, die Be-

standsstrecke zu ertüchtigen und dort mehr Lärmschutz zu schaffen – ein in meinen 

Augen sehr sinnvolles Anliegen. Bedeutet das dann für die Bevölkerung, für die Orts-

ansässigen im Landkreis Rosenheim, im Landkreis Ebersberg, aber auch in den bis in 

die Stadt München hinein reichenden Gebieten die wirklich wichtige und überfällige 

Sanierung nach Neubaustandard? Falls Sie antworten wollen, dass dies Bundessache 

ist: Der Freistaat könnte auch in die freiwillige Vorfinanzierung gehen

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Minister, bitte.

Staatsminister Dr. Hans Reichhart (Wohnen, Bau und Verkehr): Lieber Kollege, 

wenn Sie gestern die Berichterstattung in der Medienlandschaft intensiv verfolgt 

haben, wissen Sie, dass der Bund oder, besser gesagt, die Deutsche Bahn in den 

nächsten Monaten mit uns Gespräche führen will, wo wir überall in die Vorfinanzierung 

gehen und den Bund bei diesen Projekten entlasten sollen. Sehen Sie sich die Fülle 

an Projekten an, die wir jetzt auf der Tagesordnung haben, mit denen wir bei der Infra-

struktur Verbesserungen erzielen wollen. Bayern hat sich noch nie aus einem sinnvol-

len Projekt zurückgezogen und gesagt: Wir machen das nicht; wir gehen dort nicht 

rein. – Wir führen sehr, sehr intensive Gespräche. Wir sind bereit, uns am Lärmschutz 

aktiv zu beteiligen. Wir sind bereit, dort mit zwei Millionen Euro hineinzugehen, weil 

uns die Menschen vor Ort wichtig sind. Das ist der Ansatz.
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Wir befinden uns mit dem Bund in regelmäßigem Austausch, was die digitale Ertüchti-

gung der Strecke anbelangt. Selbstverständlich führen wir über alles Gespräche. Am 

Schluss gehören aber immer drei Seiten dazu: der Bund, die Bahn und wir. Wir stehen 

in intensivem Kontakt und werden diese Gespräche weiterführen.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke schön. – Es gibt eine weitere Zwi-

schenbemerkung; dazu hat sich Frau Kollegin Stachowitz gemeldet.

Diana Stachowitz (SPD): (Beitrag nicht autorisiert) Ich frage ganz konkret. Sie haben 

sehr deutlich ausgeführt, dass Sie wollen, dass ein Konsens zwischen der Natur, den 

dort lebenden Menschen und der Wirtschaft entsteht. Wie viel Geld wollen Sie denn in 

den Haushalt einstellen, um das, was für den Freistaat Bayern zusätzlich notwendig 

ist, zu finanzieren? Wir wissen: Wenn nur die Mindeststandards kommen, ist der Kom-

promiss sehr dünn. Wenn wir mehr wollen, dann muss auch der Freistaat mehr zah-

len. Es geht um Konzepte und um über den Mindeststandard hinausgehende, also 

freiwillige Maßnahmen oder auch um Gutachten, Studien und Verkehrskonzepte. Das 

alles könnte man auch selber erstellen. Im Haushalt habe ich dazu nicht wirklich eine 

Stelle gefunden, die entsprechend gefüllt ist – ich meine, mit über den Standard hi-

nausgehenden Mitteln, nicht mit dem, was Sie vom Bund für die Erfüllung der Mindest-

standards grundsätzlich wiederbekommen.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Minister, bitte.

Staatsminister Dr. Hans Reichhart (Wohnen, Bau und Verkehr): Liebe Frau Kollegin, 

ich habe es gerade schon gesagt, dass wir bereit sind, uns mit zwei Millionen Euro an 

der Verbesserung des Lärmschutzes zu beteiligen. Ich glaube, Ihre Frage zielte auf 

die Neubautrasse insgesamt ab. Es ist schwierig, über die Zahlen eines Projektes zu 

reden, dessen endgültiger Bedarf erst in einigen Jahren festgestellt ist. Wir stellen 

einen Doppelhaushalt auf, der für dieses Jahr und für das nächste Jahr gilt. Die Pla-

nungen der Deutschen Bahn, soweit sie uns bekannt sind, zielen darauf ab, in diesem 

Jahr auf fünf Trassen zu kommen und die Zahl der Trassen dann weiter zu reduzieren. 
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Es ist schwierig, in den Haushalt eine Zahl für ein Projekt einzustellen, bei dem wir 

noch gar nicht wissen, was verwirklicht wird.

Wie gesagt: Wir sind in einem sehr, sehr konstruktiven Dialog. Wir sind auch bereit, 

uns selbst einzubringen. Ich habe mit dem Bundesverkehrsminister gesprochen, und 

wie ich den Bundesverkehrsminister kenne, ist der Bund durchaus bereit, auch über 

andere Sachen nachzudenken. Auch bei der Rheintal-Trasse hat der Bund viele Maß-

nahmen ermöglicht.

Ich glaube, zunächst ist es Aufgabe des Bundes bzw. der Deutschen Bahn, zu sagen, 

welche Trasse schlussendlich verwirklicht werden soll. Anschließend müssen wir prü-

fen, ob der Bedarf für diese Trasse wirklich vorhanden ist. Dann werden wir darüber 

sprechen, was punktuell noch verbessert werden kann. Wahrscheinlich werden wir 

uns in zehn Jahren darüber unterhalten können, was wir dann an Haushaltsmitteln 

brauchen. Der nächste Doppelhaushalt ist dafür noch viel zu kurz gesprungen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke schön, Herr Minister. – Weitere 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist damit geschlossen. Wir kom-

men zur Abstimmung. Dazu werden die Anträge wieder getrennt.

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 18/374 – das ist der Antrag der AfD-

Fraktion – seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 

die AfD-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das sind FDP, CSU, SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Auch die FREIEN WÄHLER haben den Dringlichkeitsan-

trag abgelehnt. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 18/386 – das ist der Antrag der Fraktion 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Das sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die SPD und die FDP-

Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das sind AfD, CSU und FREIE WÄH-
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LER. Stimmenthaltungen? – Eine Stimmenthaltung bei der FDP-Fraktion. Damit ist 

auch dieser Antrag abgelehnt.
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